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Meinen Eltern





Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2023 von der juristi-
schen Fakultät der Universität Osnabrück als Dissertation angenommen. 
Rechtsprechung und Schrifttum konnten bis Juli 2023 berücksichtigt werden.

Im Januar 2024 hat die Osnabrücker Wissenschaftliche Gesellschaft die 
Arbeit mit dem Wissenschaftspreis ausgezeichnet.

Die Arbeit am vorliegenden Werk habe ich im Jahr 2018 begonnen. Ich 
habe die Geschlechter von Personen, auf deren Aussagen oder Verhalten ich 
mich beziehe, im Text zunächst nicht kenntlich gemacht, sondern das generi-
sche Maskulinum verwendet. Seither hat sich mein Bewusstsein für genderge-
rechte Sprache verändert. Eine nachträgliche Änderung des Textes war wegen 
eines zu hohen Zeitaufwandes leider nicht mehr möglich, auch wenn ich mich 
im Nachhinein gerne für eine nichtdiskriminierende Schreibweise entschieden 
hätte. Dafür bitte ich um Nachsicht.

Im Text sind zu einem nicht unerheblichen Teil Quellen aus dem Internet 
verarbeitet, insbesondere aus öffentlich zugänglichen Portalen. Die jeweiligen 
Abrufdaten finden sich entweder in der Fußnote oder im Literatur- oder Mate-
rialverzeichnis. Ein einheitliches Abrufdatum gibt es nicht. Um die Fußnoten 
nicht weiter aufzublähen, habe ich die vollständige Fundstelle einiger Mate
rialien in einem Materialverzeichnis angegeben.

Diese Arbeit wäre nicht ohne vielfältige Unterstützung gelungen. Besonde-
rer Dank gilt meiner Doktormutter, Frau Professorin Dr. Pascale Cancik, die 
in langen Gesprächen meine Ideen begleitete und wo nötig gehaltvoll kriti-
sierte. Zu eingereichten Abschnitten musste ich, wie auch beim Erstentwurf 
und bei der angenommenen Dissertation, stets nicht lange auf eine Rückmel-
dung warten. Ich danke ihr dafür, dass ich wertvolle Erfahrungen bei der Ar-
beit an ihrem Lehrstuhl sammeln konnte. Ich danke zudem Herrn Professor 
Dr. Thomas Groß für die (wirklich!) zügige Zweitbegutachtung.

Ich möchte den vielen Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartnern herz-
lich danken, ohne deren Gesprächsbereitschaft die wichtigen Daten für diese 
Arbeit nicht bestehen würden. Dass sie sich neben ihrer Arbeit für wissen-
schaftliche Zwecke engagieren, sehe ich als großen Verdienst an.

Eine großartige Unterstützung war zudem die einjährige Promotionsförde-
rung der Hans-Mühlenhoff-Stiftung. Durch sie konnte ich die Arbeit frei von 
anderweitigen Verpflichtungen fertigstellen.
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Als besonders wertvoll habe ich die tägliche Unterstützung meiner Kolle-
ginnen und Kollegen und des Sekretariats empfunden. Ich durfte Teil eines 
wunderbaren Teams sein, das nicht nur in fachlichen und organisatorischen 
Fragen hilfsbereit und konstruktiv war, sondern auch mentale Stütze war. Her-
vorheben möchte ich dabei meine Weggefährtin Antje Neelen und meine 
Weggefährten Fabian Henkel-Dix und Lukas Preiß. Ich danke zudem meinen 
Rostocker Weggefährtinnen Sonja Molina und Janna Pflugstert für anregende 
Gespräche und die stärkende und beruhigende Freundschaft mit ihnen.

Großer Dank gebührt meinen Eltern Barbara Neuffer und Lennart Neuffer, 
die mich zum Denken angestiftet haben. Ihr Rückhalt, ihre geistige Förde-
rung, ihr Vertrauen in mich und ihr Stolz, mit dem sie meinen Erfolgen begeg-
nen, sind für meinen Lebensweg ein wichtiges Fundament. Meinen Geschwis-
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Einleitung

A. Problemstellung

Am 4.12.1996 legte die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(heute: Europäische Kommission) einen Richtlinienvorschlag vor. Er sah vor, 
die Umweltverträglichkeit exekutiver Pläne und Programme im Zuge ihrer 
Aufstellung zu prüfen.1 Die Richtlinie, die später unter der Nummer 2001/42/
EG in Kraft trat, ist unter dem Namen SUP-RL bekannt, weil sie umweltge-
rechte Entscheidungen mithilfe der geregelten Strategischen Umweltprüfung 
(SUP) fördern soll.2 Obwohl es seinerzeit bereits ein bekanntes Instrument in 
der Planungstheorie war, sah der Richtlinienentwurf zunächst kein sogenann-
tes Monitoring der Pläne und Programme vor, um deren nachfolgende Um-
weltauswirkungen zu beobachten.3 Das Europäische Parlament sorgte dann 
aber im Gesetzgebungsverfahren dafür, dass eine solche Regelung in die 
Richtlinie aufgenommen wurde.4

In der Praxis wurde die Regelung mit gemischten Gefühlen aufgenommen. 
Einige begrüßten sie, andere äußerten unter anderem folgende Sorgen: „Wie 

1  Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme, 
4.12.1996, KOM(96)511endg.

2  Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 
2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme, 
ABl. L 197 vom 21.7.2001, S. 30. Sie wird auch als Plan-UP-Richtlinie bezeichnet, als 
Pendant zur Projekt-UP-Richtlinie, die die sogenannte Umweltverträglichkeitsprüfung 
bereits 1985 einführte (Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten, 
ABl. L 175 vom 5.7.1985, S. 40).

3  Vgl. zu den seinerzeit bereits etablierten planungstheoretischen Hintergründen 
Hanusch, SUP-Monitoring (2009), S. 59–96; siehe auch die Nachweise bei Span-
nowsky, Umweltprüfung (2005), S. 214 f.; Bunzel, in: Mitschang, Umweltprüfverfah-
ren (2006), 61.

4  Europäisches Parlament, Legislative Entschließung mit der Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die 
Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (KOM(96) 0511 
C4-0191/97 96/0304(SYN)) (Verfahren der Zusammenarbeit: erste Lesung), 20.10. 
1998, ABl. C 341 vom 09.11.1998, S. 18. Zur Entstehungsgeschichte: Sailer, Monito-
ring (2006), S. 58–62; Hanusch, SUP-Monitoring (2009), S. 37.
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soll das gehen? […] Wer soll das bezahlen? Wie soll das leistbar sein?“5; 
„Wie lässt sich das Vorgehen vereinfachen in einer Weise, dass es noch 
brauchbare Informationen liefert, aber auch praktisch zu bewältigen ist?“6; 
„[…] [F]ür die ganz unvorhergesehenen Auswirkungen werden und können 
wir kein Personal bereitstellen, das jeden B-Plan prüft.“7 An anderer Stelle ist 
folgender Titel eines Beitrags zu lesen: „Überwachung (Monitoring) der Um-
weltauswirkungen  – Lästige Zusatzaufgabe oder logische Ergänzung zu 
Umweltprüfungen?“8

Die SUP-RL sieht vor, dass die Europäische Kommission regelmäßig über 
die Anwendung und Wirksamkeit der Richtlinie berichtet. 2017 stellte die 
Kommission fest, es bestehe weitgehende Unkenntnis über die Umsetzung 
der Monitoringverpflichtung.9 Eine nachfolgende Studie, die die Anwendung 
und Wirksamkeit der SUP-RL insgesamt prüfen sollte, ergänzte den Befund 
um eine in verschiedenen Konsultationen gewonnene Erkenntnis: Viele der 
befragten Verfahrensbeteiligten gingen nicht von der Durchführung des Moni-
torings aus, vielmehr ende die SUP-Praxis vermutlich mit der Planungsent-
scheidung.10

Die Einführung des „SUP-Monitorings“ steht in einer Reihe mit verschie-
denen neu geregelten Monitoringverfahren rund um die Jahrtausendwende. 
Das erste in Deutschland gesetzlich vorgesehene behördliche Verfahren, das 
als Monitoring bezeichnet wurde, war das Lebensmittel-Monitoring 1994. 
Bereits 2003 wurde im Zuge der sogenannten Hartz-Reformen das regionale 
Arbeitsmarktmonitoring eingeführt.11 2004 und 2005 erfolgten die Umsetzun-
gen der Verpflichtung aus der SUP-Richtlinie in den deutschen Gesetzen. 
2005 wurde das „Monitoring“ im Gentechnikrecht in Deutschland eingeführt, 
ausgelöst durch eine EU-Richtlinie. Mittlerweile gibt es etwa fünfundzwanzig 
Regelungen in Bundesgesetzen und -verordnungen, die ausdrücklich ein Mo-
nitoring vorschreiben.12 Rund um ihre Einführung wurden die Vorschriften 
jeweils in den einschlägigen Fachwissenschaften besprochen, teilweise mit 
ähnlichen Bedenken wie zum „SUP-Monitoring“. Später haben sich insbeson-

5  Eröffnung des Vortrags von Frenk, in: Bunzel/Frölich/Tomerius, Monitoring 
(2004), 87.

6  Thomas Bunge, Antwort in Podiumsdiskussion, in: Bunzel/Frölich/Tomerius, Mo-
nitoring und Bauleitplanung (2004), 115.

7  Heinz Janning, Antwort in Podiumsdiskussion, in: Bunzel/Frölich/Tomerius, Mo-
nitoring und Bauleitplanung (2004), 118.

8  Jacoby/Zahn, UVP-report 19 (2005), 122.
9  European Commission, Evaluation Roadmap (2017), S. 4 f.
10  Milieu Ltd./Collingwood Environmental Planning Ltd., REFIT-Study (2019), 

S. 80.
11  Leitherer, in: Eicher/Schlegel, SGB III 155. EL (Sep. 2017), § 9 Rn. 35.
12  Eigene Zählung, Stand: 13.4.2021, Suche im Portal www.gesetze-im-internet.de.
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dere rechtswissenschaftliche Publikationen kaum mehr damit beschäftigt. 
Über die Rechtswirklichkeit der behördlichen Monitoringverfahren herrscht  
– ebenso wie zum „SUP-Monitoring“ – verbreitet Unklarheit.13 Dennoch wer-
den Monitoringverfahren auch in neueren Beiträgen immer wieder als erfolgs-
versprechend eingeführt.14

Eng mit der Frage der Rechtswirklichkeit von Monitoringverfahren verbun-
den sind Fragen nach den Ursachen von Vollzugsdefiziten und -erfolgen. 
Diese können verwaltungsorganisatorischer und verwaltungsrechtlicher Art 
sein. Rechtsfragen im Zusammenhang mit Monitoringverfahren sind dabei 
trotz vielzähliger rechtlicher Abhandlungen in einigen Rechtsgebieten unge-
klärt, wie etwa solche nach Transparenzverpflichtungen oder Rechtsschutz-
möglichkeiten. Außerdem hat sich noch keine systematische Ordnung der 
Monitoringverfahren etabliert, weil in aller Regel nur rechtsgebietsspezifische 
und unmittelbar praxisbezogene Probleme behandelt werden.15 Nicht ausrei-
chend untersucht ist bereits, was eigentlich unter Monitoring im rechtswissen-
schaftlichen Sinne zu verstehen ist. Diese Arbeit nimmt die offenen recht
lichen und rechtstatsächlichen Fragen zum Anlass, behördliche Monitoring-
verfahren sowohl rechtssystematisch als auch wirksamkeitsbezogen zu unter-
suchen. Grundlage dafür sind Regelungen und praktische Erkenntnisse aus 
vier Referenzgebieten. 

B. Forschungsgegenstand und Forschungsstand

I. Zum Begriff „Behördliches Monitoring“ 

Der Begriff Monitoring ist in der Rechtswissenschaft – trotz stellenweiser 
gesetzlicher Definitionen – nicht feststehend definiert. Während die einen er-
klären, Monitoring sei gleichzusetzen mit dem Begriff der Dauerbeobachtung, 
meinen andere, Monitoring sei nichts weiter als ein synonymer Begriff für 
Überwachung.16 Ein Dritter sagt, Monitoring gehe über Beobachtung und 

13  Forschungsbedarf zur Füllung der Wissenslücken deutet an Schneider, in: Hoff-
mann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle, GVwR  II (2012), § 28 Rn. 156: „Es bleibt 
abzuwarten, ob sich die gesetzliche Regelung bewährt […].“ Die Aussage fehlt in der 
Neuauflage, ohne eine veränderte Situation zu schildern, ders., in: Voßkuhle/Eifert/
Möllers, GVwR II (2022), § 28 Rn. 155 f.

14  Etwa Martini/Ruschemeier, ZUR 2021, 515; Calliess, JuS 2023, 1 (6); Stöbener 
de Mora/Noll, EuZW 2023, 14 (18).

15  Vgl. Schneider, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers, GVwR  II (2022), § 28 Rn. 155: 
„Bislang wenig gesetzlich strukturiert sind Formen eines systematischen Entschei-
dungsmonitorings […].“

16  Zur Dauerbeobachtung Garniel/Lau, ZUR 2016, 393 (394); zur Überwachung 
Wegener, AuR Beilage I 2007, 21 (25); Stark, UPR Sonderheft 2015, 449.




